
Da die Vollstreckung bis zur Erfüllung des Anspruchs 
durdizuführen ist, kann sie nur in besonderen Fällen 
eingestellt oder für unzulässig erklärt werden. Diese 
Fälle sollten exakt bestimmt werden. So sollte eine 
Einstellung z. B. nur für die Zeit in Betracht kommen, 
bis über eine gegen die Entscheidung gerichtete Abän­
derungsklage, über eine Klage auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens oder über einen Kassationsantrag entschie­
den worden ist. Für unzulässig wäre die Vollstreckung 
zu erklären, wenn nach Erlaß der Entscheidung, die 
der Vollstreckung zugrunde liegt, Gründe eingetreten 
sind, die zum Erlöschen des Anspruchs geführt haben, 
oder wenn von einem Dritten ein Recht geltend ge­
macht wird, das der Vollstreckung entgegensteht. Ent­
scheiden sollte darüber auf Antrag des Schuldners bzw. 
des Dritten die Kammer des Kreisgerichts nach münd­
licher Verhandlung. Damit könnte der bisherige um­
ständliche Weg über die Zwangsvollstreckungsgegen­
klage oder die Drittwiderspruchsklage vermieden wer­
den. Gegen alle im Zusammenhang mit der Vollstrek- 
kung erlassenen Entscheidungen oder Maßnahmen 
sollte Beschwerde eingelegt werden können, die u. U. 
auch zur Einstellung der Vollstreckung führt.
Da Vollstreckungen hauptsächlich wegen Geldforderun­
gen vorgenommen werden, sollten die dafür maßgeben­
den Bestimmungen gesondert zusammengefaßt werden. 
Dabei ist zu unterscheiden zwischen der Vollstreckung 
in Forderungen (Forderungspfändung) und der Voll­
streckung in Sachen (Sachpfändung).

Pfändung des Arbeitseinkommens

Bereits die Vereinfachungsverordnung orientiert auf 
die Pfändung des Arbeitseinkommens als wirksamste 
Maßnahme der Vollstreckung. Die Vollstreckung in an­
dere Forderungen oder Sachen des Schuldners sollte 
dann erfolgen, wenn dies zu einer schnelleren Erfüllung 
des Anspruchs führt. Diese Regelung, die bereits zu 
einer effektiveren Arbeitsweise der Gerichte geführt hat, 
sollte auch in das neue Verfahrensgesetz übernommen 
werden.
Es wird zweckmäßig sein, die Einzelheiten der Pfän­
dung des Arbeitseinkommens in einer besonderen, rela­
tiv kurzen, übersichtlichen Verordnung zu regeln. Eine 
derartige Zusammenfassung erleichtert den Betrieben, 
die bei einer Lohnpfändung eine Reihe von Aufgaben 
zu erfüllen haben, die Kenntnis und Handhabung die­
ser Bestimmungen. Außerdem bietet eine besondere 
Verordnung den Vorteil, daß der Gesetzgeber schnell 
auf Veränderungen im Zuge der weiteren Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen 
(lohnpolitische Maßnahmen, Veränderung der Pfän­
dungsgrenzen u. ä.) reagieren kann. Das Verfahrens­
gesetz könnte sich dann auf die grundsätzlichen Vor­
schriften über die Pfändung des Arbeitseinkommens 
beschränken.

Weitere Vorschriften für die Vollstreckung

Ähnliche Überlegungen wie für die Regelung der Pfän­
dung des Arbeitseinkommens sollten auch für die Fälle 
der Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude sowie 
in das Gesamtvermögen bei Überschuldung gelten. 
Hierbei handelt es sich um Regelungen, mit denen die 
gesellschaftlich überholten Verfahren der Zwangsver­
steigerung und Zwangsverwaltung sowie des Konkurses 
abgelöst werden sollen. Allein die außerordentlich ge­
ringe Zahl derartiger Verfahren läßt es zweckmäßig 
erscheinen, die für diese speziellen Vollstreckungsarten 
in Einzelfällen noch erforderlichen Bestimmungen in 
speziellen Rechtsnormen zu regeln; sie sind keine typi­
schen Vollstreckungsmaßnahmen im Rahmen des kreis­
gerichtlichen Verfahrens.

Was die Verwertung gepfändeter Sachen anbetrifft, 
so sollte mit dem auch gegenwärtig nur noch in Ein­
zelfällen praktizierten Verfahren der gerichtlichen 
Versteigerung Schluß gemacht werden. Anzustreben ist 
der gerichtliche Verkauf der Sachen auf der Grundlage 
eines festzusetzenden Schätzwertes.
In einem weiteren Abschnitt sollten Bestimmungen 
über die Vollstreckung wegen sonstiger Ansprüche 
(Herausgabe von Sachen, Räumung, Abgabe einer Wil­
lenserklärung, Vornahme, Duldung oder Unterlassung 
einer Handlung) aufgenommen werden. Abschließend 
sollte die Vollstreckbarkeitserklärung von Beschlüssen 
der gesellschaftlichen Gerichte geregelt werden. Hier 
könnten im wesentlichen die den Bedürfnissen der Pra­
xis entsprechenden Regelungen der Konfliktkommis­
sionsordnung und der Schiedskommissionsordnung über­
nommen werden.

Das Verfahren zweiter Instanz
Die Berufung der Prozeßparteien und der Protest des 
Staatsanwalts, der im künftigen Verfahrensrecht mit 
Ausnahme der Entscheidung über die Ehescheidung 
gegen alle Urteile eingelegt werden kann, führen zur 
Nachprüfung der Entscheidung des Kreisgerichts durch 
das Bezirksgericht. Hat das Bezirksgericht in erster 
Instanz entschieden, dann obliegt diese Nachprüfung 
dem Obersten Gericht.

Form und Inhalt der Berufung

Auch bei der Ausgestaltung des Rechtsmittelverfahrens 
sollten unter Abkehr von überholten Vorstellungen 
neue Wege gefunden werden, um den Bürgern die In­
anspruchnahme der Gerichte bis zur endgültigen Lö­
sung des Streitfalls zu erleichtern. Die Prozeßparteien 
sollen künftig nicht mehr gesetzlich verpflichtet sein, 
sich zur Einlegung der Berufung eines Rechtsanwalts 
zu bedienen. Vielmehr soll — wie bei der Erhebung der 
Klage — die schriftliche Einlegung der Berufung durch 
eine der Parteien genügen. Ebenso ist vorzusehen, daß 
die Berufung auf Verlangen des Berufungsklägers vom 
Sekretär des Gerichts aufzunehmen ist, das die Ent­
scheidung erlassen hat.
An den Inhalt der schriftlichen Berufung sind keine 
überspitzten Anforderungen zu stellen; dem Bürger ist 
Gelegenheit zu geben, sie erforderlichenfalls zu ergän­
zen. Das macht es zugleich möglich, die Berufungsfrist 
auf zwei Wochen festzusetzen.

Überprüfung des Urteils erster Instanz
Im Rechtsmittelverfahren ist der durch das erstinstanz­
liche Urteil festgestellte Sachverhalt und dessen recht­
liche Beurteilung zu überprüfen. Die Überprüfung 
sollte sich bei der Berufung gegen den Ausspruch der 
Auflösung einer Ehe oder gegen die damit gleichzeitig 
getroffene Entscheidung über das elterliche Erziehungs­
recht auf das gesamte Urteil erstrecken. Bei der Beru­
fung gegen eine von mehreren gleichzeitig erlassenen 
Unterhaltsentscheidungen sollte sich die Überprüfung 
auch auf diese anderen Unterhaltsentscheidungen be­
ziehen.
Diese Regelung hätte zur Folge, daß bei einer Berufung 
gegen die Ehescheidung die Entscheidung über die 
Scheidungsfolgen (elterliches Erziehungsrecht, Unter­
halt) nicht rechtskräftig wird und daß andererseits bei 
einer Berufung gegen das elterliche Erziehungsrecht 
auch der dieser Entscheidung zugrunde liegende Schei­
dungsausspruch nicht rechtskräftig werden kann und 
damit der Überprüfung durch das Rechtsmittelgericht 
unterliegt. Diese Folge ist aus dem Wortlaut des § 25 
FGB abzuleiten, der bestimmt, daß im Scheidungsurteil 
zu entscheiden ist, welchem Ehegatten das elterliche 
Erziehungsrecht übertragen wird. Damit wird dem
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